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Verordnung
zur Änderung und Ergänzung von Vorschriften 

über die Erhebung der Grundsteuer.
Vom 3. Februar 1955

Die Erhebung der Grundsteuer weist verschiedene 
Unzulänglichkeiten auf, die zu unterschiedlichen Auf­
fassungen und Entscheidungen geführt haben. Zur Be­
seitigung dieser Unzulänglichkeiten sowie zur Gewähr­
leistung eines einheitlichen Verfahrens und zur Ver­
einfachung der Verwaltungsarbeit wird deshalb fol­
gendes verordnet:

I. Grundsteuer für Grundstücke, die für 
Wicdcraufbauzwcckc vorgesehen sind und in Anspruch 

genommen werden
(zu § 1 GrStG)

§ 1
Die Grundsteuer ist für Grundstücke, deren Gebäude 

oder Einrichtungen total zerstört sind und bei denen 
es feststeht, daß sie auf Grund eines gemäß § 11 des 
Aufbaugesetzes vom 6. September 1950 (GBl. S. 965) 
bestätigten Stadtbebauungs-, Teilbebauungs- oder Auf­
bauplanes für Aufbaumaßnahmen vorgesehen sind, 
nicht zu erheben, wenn diese Grundstücke ertraglos 
sind und zufolge der vorgesehenen Aufbaumaßnahme 
die Eigentümer solcher Grundstücke entweder nach 
§ 14 des Aufbaugesetzes oder nach Entscheidung der 
örtlichen Organe nicht mehr über diese verfügen 
dürfen.

§ 2
Für Grundstücke, die auf Grund des Aufbaugesetzes 

in Anspruch genommen wurden, ist die gemäß § 10 
der Durchführungsverordnung vom 7. Juni 1951 zum 
Aufbaugesetz (GBl. S. 552) vom Träger der Aufbau­
maßnahmen vom Zeitpunkt der Inanspruchnahme an 
zu entrichtende Grundsteuer erst dann zu erheben, 
wenn für die auf diesen Grundstücken errichteten Ge­
bäude oder Einrichtungen Grundsteuer zu zahlen ist.

II. Grundsteuer für neugeschaffene*
und wicderhergestellten Wohnraum

(zu § 5 GrStG)
§ 3

1. Für neugeschaffenen und wiederhergestellten Wohn­
raum, der nach dem 1. Januar 1954 bezugsfertig 
geworden ist, wird die Grundsteuer für die ersten 
fünf Jahre nicht erhoben.

2. Bei der Neuschaffung von Wohnraum ist die Grund­
steuer, die auf das Bauland entfällt, bereits für die 
Dauer der Bauzeit nicht zu erheben.

3. Die Grundsteuervergünstigungen für den Arbeiter­
wohnungsbau auf Grund der Verordnung vom
4. März 1954 (GBl. S. 253) werden durch die Ziffern 
1 und 2 nicht berührt

III. Grundsteucrbeihilfcn
(zu § 29 GrStG)

§ 4
L Eigentümern von Grundstücken, denen für diese 

Grundstücke auf Grund eines Bewilligungs­
bescheides bisher Grundsteuerbeihilfe gewährt 
wurde, ist die Grundsteuer für den Rest des Be­
willigungszeitraumes vom Rat der Stadt bzw. Ge­
meinde zu erlassen. Dadurch wird die Zahlung von 
Grundsteuerbeihilfen gegenstandslos,

2. Geht das Grundstück auf einen anderen Eigen­
tümer über, sind die Bestimmungen der Ziff. 1 
nicht anzuwenden. Ausgenommen hiervon ist der 
Übergang des Grundstücks in das Eigentum des 
Ehepartners.

3. Die Bestimmungen des § 29 GrStG und der Ver­
ordnung vom 1. April 1937 über die Förderung von 
Arbeiterwohnstätten sind nicht mehr anzuwenden.

IV. Wegfall der Zerlegung der Grundsteuermeßbetrlg«
(zu §§ 17 bis 20 GrStG)

S 5
1. Erstreckt sich der Steuergegenstand (§ 3 GrStG) 

über mehrere Gemeinden, 60 ist eine Zerlegung 
des Grundsteuermeßbetrages nach den Bestim­
mungen der §§17 bis 20 GrStG und der §§ 35 
bis 48 GrStDV nicht mehr vorzunehmen. Die bis­
herigen Zerlegungen sind aufzuheben.

2. Die Grundsteuer ist von derjenigen Gemeinde fest­
zusetzen und zu erheben, in deren Gebiet sich der 
wertvollere Teil des Grundbesitzes befindet.

3. Die Zerlegung der Einheitswerte gemäß §§ 77 bis 86 
BewDV ist dadurch gegenstandslos geworden und 
nicht mehr vorzunehmen.

▼. Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1955 in Kraft,

Berlin, den 3. Februar 1955

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

Der Ministerpräsident Ministerium der Finanzen 
G r o t e w o h l  Dr. L o c h

Stellvertreter des Vorsitzende« 
des Ministerrate«

Verordnung 
über die Festsetzung von Ordnungsstrafen und 

die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens.

Vom 3. Februar 1955

In vielen gesetzlichen Regelungen, insbesondere seit 
dem Erlaß der Verordnung vom 29. Oktober 1953 zur 
Änderung der Verordnung über die Bestrafung von 
Verstößen gegen die Wirtschaftsordnung (Wirtschafts­
strafverordnung) (GBl. S. 1077) ist in zunehmendem 
Maße dazu übergegangen worden, in leichten Fällen 
von Verstößen gegen Gesetze, Verordnungen und An­
ordnungen Ordnungsstrafen anzudrohen. Diese Ent­
wicklung ist zu begrüßen, weil die Ordnungsstrafe auf 
der einen Seite geeignet ist, die Bürger zur Einhaltung 
der Gesetze zu erziehen, andererseits aber nach Art und 
Folgen nicht 60 schwerwiegend ist wie eine gericht* 
liehe Verurteilung. %

Die weitere Festigung der demokratischen Gesetz
lichkeit verlangt, daß die in vielen Einzelbestimmun­
gen geregelte Durchführung von Ordnungsstrafver­
fahren und die Befugnis zum Erlaß von Ordnungs­
strafbestimmungen einheitlich geregelt wird.


